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Man aîoârt lick bey I. A. Öchs in Bern, und be«
alle» Postämtern. 5l°. 96. Das Abonnement für ?S fstumniern oder für ein Vier,

keliahr ist in Bern » Fr. und ausser Bern vostirey
5 Franke».

Der neue Schweizerische Republikaner.

Herausgegeben von Escher und Usteri.

Dienstag, den 26 August 1800. Zweytes Quartal. Den 8 Fruktidor VIII.

Vollziehungs - Rath.
Beschluß vom 18. August.

Der Vollziehungsrath, in Erwägung der dringen-
den Nothwendigkeit, die genauesten Erkundigungen in
Rüksicht der unmittelbaren Staatsdomamen, Stifter
und Klöstergüter und anderer von diesen abHangender

Besitzungen, ihrer Emolumcnten und Administrationen
ohne Aufschub einzuziehen, und die nöthigen und zwck-

mäsiigsten Vorkehrungen zu treffen damit bey künftig

ledig werdenden Verwaltn» M lle» solche Burger gc-

wählt und aufgestellt werden können, die sich durch

Sachkenntniß, Thätigkeit und Rcchtschassenheit empfeh-

lungswürbig und brauchbar gezeigt haben;
Nach hierüber angehörtem Berichte seines Finanz-

Ministers

beschließt:
r. Das Finanzministerium soll sich im Laufe kommen-

den Monats Verzeichnisse verschaffen, von allen
besondern Verwaltungen aufallen selbst administrir-
ten a) unmittelbaren Domaincn, b) Stiftern und
Klöstern, und c) von Klöstern abhängenden oder

getrennten Besitzungen, nebst dem Namen Sold
und ailsällig weiter» Emolumcnten des Verwalters
und mit Bemerkungen über den mehr oder min-
der wichtigen Belang des Guts, und ob eine

Oekonomie auf Unkosten des Staats unterhalten
werde?

2) Gleiche Verhältnisse der verpachteten Güter, in
obiger Anordnung, wobey zugleich der Ertrag des

Pachtzinses und unter was für einer Aufsicht jene

Pachtgüter stehen, zu bemerken ist.

;) Verzeichnisse der sogehcissenen Nationalschassner,
mit Bcyfügung ihrer Namen, Verrichtungen und
Besoldung.

4) Bey sich ergebenden Vacaturen solcher Verwaltur-
tungen oder Schaffnereyen solle die Vcrwalttings.
kammer die Anzeige davon, und Beschaffenheit
der erledigten Stelle, mit einem mit Bemerkungen
unterstüzten Vcrzeichniß derjenigen, so sich darum
bewerben, und anderer dahin empfehlbaren Subjecte
an das Ministerium begleiten, welches, nachdem
es die Kenntnisse der Kammer benuzt, in oder
ausser der Zahl der Verzeichneten, einen Verwal«
ter bestimmen und bestellen wird.

5) Dieser Anzeige soll die Kammer sogleich einen

Besoldungs - oder Instructions-Entwurf für den

zu ernennenden Verwalter oder Schaffner beyfügen.
6) Gegenwärtiger Beschluß soll durch den Finanz-

minister gehörigen Orts bekannt gemacht und voll-
zogen werden.

Folgen die Unterschriften.

Beschluß vom 18. August.

Der Vollziehungsrath, in Erwägung der Noch»
wendigkeit, zur Untersuchung des Verkaufs der Ma-
riasteiner - und Dornacher - Nationalgüter eine eigene

Commißion niederzusetzen, die aus Männern bestehe,

die sowohl durch ihre Einsichten als ihre Rcchtschaf,
fenheit das Zutrauest der Regierung zu gewinnen
wußten, beschlicßt:

1) Die Unterstützung des Verkaufs der Nationalgü-
ter von Mariastein und Dornach soll einer eigenen

Commißion übertragen werden, und hiczu seyen

ernannt: die Bürger Falk, Mitglied des ehe«

maligen Senats, und Alexander Fischer
von Bern.

2. Der Finanzminister sey beauftragt, der Commiss
sion die nöthigen Weisungen und Instruktionen zn
ertheilen.
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z) Die Commißion sey eingeladen ihre Verrichtugen
ohne Aufschub anzufangen.

4) Dem Finauzministcr fey die Vollziehung dieses

Beschlusses aufgetragen.
Folgen die Unterschristen.

Gesetzgebung.
Grosser Rath, i. Juli.

Fortsetzung.

Erlacher folgt/ weil schon ein Gesetz hieürber
da ist. Zugleich lade man die Vollziehung zur Befvl-
gung dieses Gesetzes ein. — Die beyden lezten An-
träge werden angenommen.

Mousselin-Fabrikanten von Wädenfchwyl / im Ct.
Zürich klagen über einen Zoll im Kcmbraten am Züri-
richcrsee.

Billeter fodert Aufhebung dieses ungerechten
innern Zolls.

A k ker m a nn fodert Verweisung an dieVollziehung.
Dieser lczte Antrag wird angenommen.

Gesetzgebender Rath/ 25. August.
Präsident: Lüthy.

Car m int ran im Namen der Unterrichtscommis-
ßon, räth die Bittschrift der Gemeinde Fond und

Chabiaub im C- Freyburg wegen Garaniie ihrer
Pfandgüter/ dem Vvllz. Rath mit der Einladung

überweisen / er wolle die Thatsachen untersuchen

lassen und die Gemeinde bey ihrem Pfrundgut schützen.

Der Antrag wird angenommen.
Die gleiche Commißion räth zwey Petitionen der

Verwaltungskammer von Waldstätten/ welche Erläu-
terungen über Beschlüsse der Vollziehung wegen Wie-
derbesetzung von Pfründen verlangt/ an die Vollziehung

zu übersenden. Angenommen.

Lüthy im Namen der Constitutivnscommißon
trägt folgende Botschaft an den Vollz. Rath an/ wel-

che gutgeheißen wird.

„In bcyliegendcr Bittschrift v. 19. Hcum. 1800

»erlangt die Gemeindskammer sowohl als die Muni-
Mulilät von Solothurn die Wiederherstellung des so-

genannten alten Vürgcrzicles— Die Gemeindskammer

spricht dieses Vürgerziel als Eigenthum an; ihre
Gründe sind also von der Natur, daß ihre Erdauning
vor diejenige Commißion gehört/ die ihr zu Sönde-

rung der Staats - und Gemeiudgüter ernannt habet. —-
J)> die Bcmerkung.cn der MunWalilät können wir.

hingegen nicht eher eintreten bis wir die GegenbcMer-
kungcn jener Munizipalitäten werden vernommen ha-
den/ die durch Gewährung dieser Bitte entweder gänz.
lieh oder zum Theil würden cingrschmolzcn werden. —
Wir laden euch daher ein / dicst Bittschrift den bc-
treffenden Gemeinden mitzutheilen und das Resultat
davon uns mit Beförderung zukommen zu lassen. "

El cher im Namen der Finanzcommißion legt
folgenden Beschluß vor:

Auf die Botschaft des V°llz. Ausschusses vom il.Apr. iLc>o, wodurch derselbe von der ehevorigen Ge-
sctzgebung die Bevollmächtigung zum Verkauf eines
dem Kloster Frauenlhal zuständigen zu Maschwandcn
im C. Zürich liegenden Mcycrhoss begehre: in Er-
wägung/ baß der Verkauf dieses Guts besonders we-
gen der erfoderlichen Erbauung einer Scheune/ dem
Staat zuträglicher ist als dessen Veybchaltung — hat
der gcstzgedcnde Rath beschlossen: den Vvllz. Rath
zu bevollmächtigen/ obgedachten Meyerhof nach Vor-
schrist deö Gesetzes vom z. Jenncr 1800 versteigern
zu lassen.

Der.Antrag wird für z Tage auf ten Cauzleytifch
gelegt.

Die gleiche Commißion räth übex die Bittschrift der
Gemeinde St. Martin im Lcma,, / ihre Bodcnzinse
betreffend/ nicht einzutreten.

Der Antrag wird für z Tage auf den Canzleytisch
gelegt.

Eben diese Commißion legt folgenden Bericht vor:
Die Gemeinde Negenfpcrg im. Canton Zürich be-

gehrt in einer Bittschrift von einem Grundzins befreyt
zu werden/ der ihr im Jahr 1569 auf urbar gemach,
tes Laub von der damaligen Regierung aufgelegt
wurde und der min beynahe so viel betrage/ als die-
scs belastete Land abwirft. Da nun einerseits das

Gesetz vom io. Wintermonat 1798 über Abschaffung
der Feodallaste» im 21. §. erklärt/ daß nur solche

Grundzinse unentgeldlich abgeschaft seyn sollen / die auf
urbar gemachte Grundstücke gelegt wurden, die noch
in der Hand des Urbarmachcrs sind und der 27. §.

des gleichen Gesetzes auch auf den Fall hin Bestim»

mungeu enthält, da ein Grundstück über seinen Ertrag
aus belastet wäre, so trägt die staatswirihschaftliche

Commißion darauf an dieses Begehren in Erwägung-
des 21. und 27. tz. des erwähnten Gesttzes abzuweisen.

Dagegen enthält die gleiche Bittschrift noch ein

zweytes Begehren um Besreyuug von einer G-ttdab-

ggbe, die. die Hausgerechtigkeilcn zu entrichten hatten;.
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